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-Es gilt das gesprochene Wort-

Meine sehr verehrten Damen und Herrn, 

ich danke Ihnen zunächst herzlich für die Einladung, hierher nach Regensburg zu kommen. Ich bin gerne gekommen, zum einen, weil es mir bei einer Tagung unserer Fraktion im März hier sehr gut gefallen hat, zum anderen, weil mich die deutsche und europäische Sprachpolitik, vor allem aber die Sprachpraxis seit langem interessiert.

Gestatten Sie mir aber einen Hinweis vorweg: Ich bin kein Sprachwissenschaftler, habe Jura, nicht Germanistik studiert, ich bin auch nicht sprachpuristisch oder –dogmatisch veranlagt. Ein bayrisches Reinheitsgebot für Bier kann man sicher einfacher praktizieren, als ein Sprachreinheitsgebot für deutsch durchzusetzen. Was also den Versatz unserer Sprache mit englischen Begriffen und Redewendungen betrifft, je nach Branche oder Bevölkerungsgruppe in unterschiedlicher Intensität, bin ich überzeugt, dass sich einerseits Exzesse nicht durchsetzen, wie der „German Call“ auf der Telefonrechnung, der wieder zum Ferngespräch wurde und andererseits denke ich: wenn junge Leute etwas „total easy“ oder „echt heavy“ finden, ist das Ausdruck eines lockeren Lebensgefühls, wird aber sicher nicht Eingang in die deutsche Hoch- und Schriftsprache finden.

Ich betrachte die Sprache und die Möglichkeit ihrer Nutzung neben ihrer Funktion als Trägerin der Kultur vor allem auch als Instrument, Einfluss auszuüben. Der eigentliche Titel meines Vortrags müsste also lauten: „Die Rolle der deutschen Sprache aus politischer Sicht“, denn wer die Sprachhoheit hat, kann mehr bewirken. Ganz direkt ausgedrückt: „Wir haben ein Interesse, dass unsere Sprache gesprochen oder zumindest verstanden wird, weil es uns die Arbeit erleichtert, politisch wie wirtschaftlich. 

Es ist in der Tat primär eine „politische Debatte“, in der Wirtschaft ist die lingua franca unbestritten englisch. Punkt.

Wer, wie in der EU der Fall, die Orte, wo Entscheidungen fallen, in seinem Sprachraum gelegen findet und sei es auch am Rande, wie Straßburg, Luxemburg und Brüssel, wer darüberhinaus sein eigenes administratives Vorbild in den EU-Strukturen umsetzen konnte, und wer mit seiner Sprache das Innenleben der Verwaltung beherrscht, hat logischerweise mehr Einfluss. Dazu später mehr.

Wenn wir zunächst auf die letzten 100 Jahre in Europa zurückschauen, dann stellen wir in Bezug auf unsere Sprache sowohl eine geographische Verschiebung fest, als auch Änderungen bei ihrer Nutzung seitens bestimmter Bevölkerungsgruppen. Zwar hat sich die Anzahl der deutschen Muttersprachler trotz zweier Weltkriege im Vergleich zum Anfang des letzten Jahrhunderts nicht wesentlich verändert, die Fläche Europas, auf der deutsch gesprochen wird, bzw. in der deutsch zumindest in den administrativen Strukturen vorhanden war, wie in weiten Teilen der Donaumonarchie, hat sich stark verringert durch Flucht, Vertreibung und große Gebietsverluste. Deutsch war vor 100 Jahren rund um die Ostsee die Handelssprache, in Mittel- und Osteuropa zumindest verstandene Sprache der Oberschicht, die jüdische Intelligenz von Prag bis Vilnius oder Tschernowitz betrachtete sich als Teil des deutschen Kulturraums oder als zumindest mit ihm eng verbunden.  Als Wissenschaftssprache war deutsch ein Muss, der neueste technische Fortschritt fand sich meist in deutschsprachigen Büchern, wer etwas gelten wollte, musste in den meisten natur- und geisteswissenschaftlichen Studiengängen auch mal in D studiert haben. Es gab auch außerhalb D´s traditionsreiche Universitäten wie in Prag oder Dorpat, wo in deutscher Sprache gelehrt wurde.

Das Dritte Reich hat diesem Stellenwert den Garaus gemacht. Bedeutende Teile unserer wissenschaftlichen Elite wurden ins Exil getrieben, wenn ihnen nicht Schlimmeres zustieß, sie lehrten dann in fremdsprachigen Bereichen weiter und zogen so neue Studierende nicht nach Deutschland, sondern ins jeweilige Exil. Nach dem Krieg kamen zunächst sowieso wenig Ausländer ins kriegszerstörte Deutschland zum Studieren oder arbeiten. Und als Sprache der Nationalsozialisten war der Gebrauch der deutschen Sprache auch bei vielen Menschen in der Welt verpönt.

Als wir dann in den ersten europäischen Strukturen wieder mitmachen durften, waren wir so dankbar, dass wir erstmal auch keine Ansprüche auf den Sitz einer zentralen europäischen Institution erhoben und auch sonst keine größeren Ansprüche stellten, was z.B. die tatsächliche Nutzung unserer Sprache in den europäischen Institutionen betrifft.

Für viele im Westen relativ unbemerkt überlebte Deutsch als Fremdsprache auf einem beträchtlichen Niveau in Mittel- und Osteuropa. Deutsch zu lernen hatte Tradition und zudem war es unverdächtig, denn mit der DDR war man in „Klassen- und Waffenbrüderschaft“ verbunden. Und dann fiel der Eiserne Vorhang und aus allen Teilen MOE´s wurde Deutschland und wohl auch Österreich überflutet mit Bitten für Deutsch-Lektoren, Schul- bücher, Lehrpläne, etc. Mit der parallel zu finanzierenden deutschen Einheit wurden jedoch andere Prioritäten gesetzt, die Lektoren kamen nicht im gewünschten Umfang, Goethe-Institute waren nicht in jedem Land nach zwei Jahren arbeitsfähig, dafür blieben aber auch Mittel und Ausstattung meist hinter denen des British Council oder des Institut Français zurück. Was die Konkurrenz zu den letztgenannten, also die Franzosen  betrifft, bin ich relativ gelassen, trotz höheren Mitteleinsatzes kommen sie nicht wirklich voran, Französisch verliert überall an Stellenwert, wir liegen in MOE mit der Verbreitung unserer Sprache insofern deutlich vorn. Und dass es seit kurzem wieder eine deutschsprachige Universität in Mittelosteuropa gibt, in Budapest, ist unseren ungarischen Freunden herzlich zu danken.

Gleichwohl ist in Bezug auf Englisch der „Zug abgefahren“, und zwar meines Erachtens uneinholbar. Überall ist Englisch inzwischen Nr.1, nicht überall mit großem Abstand, in den tschechischen Grenzgebieten zu D und Ö liegt Deutsch sogar vorn, ebenso wie auf dem polnischen Ufer von Oder und Neiße, aber in Prag und Warschau deutlich nicht. Man sieht daran, dass dort, wo Menschen für sich aus der Nähe zum deutschsprachigen Raum für sich persönliche Vorteile erwarten, auch Deutsch lernen. Bringen wir also unser allgemeines und deren Eigeninteresse unter einen Hut. Im Baltikum allerdings, so höre ich, wird jetzt, wo man sicher in NATO und EU ist, auch wieder entspannter Russisch gelernt, so dass wir dabei sind, von Platz 2 hinter Englisch auf Platz 3 hinter Russisch zurück zu fallen. Die Partner registrieren das und investieren dann auch von sich aus in Englisch.

Gestatten Sie mir, Sie mit ein paar Zahlen zu traktieren zur Verbreitung und zum Gebrauch von Sprachen innerhalb der EU. Insgesamt können sich 45% der EU-Bürger an einer Unterhaltung in einer Sprache beteiligen, die nicht ihre Muttersprache ist. Innerhalb der EU-15 haben 24% der Bürger Deutsch als Muttersprache, weitere 8% als Fremdsprache, macht insgesamt 32% Sprachanteil. Französisch als Muttersprache haben 16%, weitere 12% als Fremdsprache, zusammen 28%. Englisch Muttersprache 16%, als Fremdsprache 31%, zusammen also 47%. Italienisch 16% plus 2%, also 18%, spanisch 11% plus 4%, macht 15%. Die nächste Sprache ist Niederländisch mit 6% und 1% Fremdsprachler, also 7% .

Die Daten inklusive der 10 neuen werden logischerweise alle prozentualen Muttersprachanteile der bisherigen Mitglieder sinken lassen, beim Anteil der Nichtmuttersprachler wird Französisch deutlich verlieren, Deutsch nach gegenwärtigem Stand wegen der höheren Verbreitung in der älteren Generation nur vorübergehend etwas ansteigen, es sei denn, wir täten dort etwas, und Englisch wird deswegen noch nicht ganz so stark ansteigen, wie es sich jetzt aber bereits im Hinblick auf seinen Anteil beim Fremdsprachenlernen  der jungen Generation abzeichnet. Jedenfalls wird es in der Summe sicher über 50% kommen.

Was können wir also tun, um unsere Sprache attraktiver zu machen und dadurch unseren Einfluss zu verstärken ? Ich bewege mich zunächst noch im Vorfeld europäischer Institutionen, wiewohl ich Sie aus aktuellem Anlass auf einen Aktionsplan 2004-2006 der Europäischen Kommission „zur Förderung des Sprachenlernens und der Sprachenvielfalt“ hinweisen möchte, den sie mit einer Mitteilung vom 24.7. 2003 veröffentlicht hat. Dieser Aktionsplan geht natürlich nicht auf spezifische Sprachen ein, sondern gibt Anregungen an die national und im deutschen Fall dann vor allem in den Ländern zuständigen Stellen, was getan werden kann. Wobei in dem Zusammenhang die interessante Frage gestellt werden muss, welche geeigneten Instrumente wir Deutschsprachigen  zum Einsatz bringen, damit in den 22 überwiegend nicht deutschsprachigen Ländern der EU diese Mittel auch zur Förderung des deutschen Sprachunterrichts verwendet wird. Geld aus den Haushaltslinien Sokrates, Leonardo da Vinci und Mediaplus steht in den 3 Jahren seitens der Kommission in Höhe von 8,2 Mio €uro zur Verfügung. Ich lasse Ihnen die Mitteilung gerne hier,wenn Interesse besteht, Sie haben als Hochschule sicher Kontakt zu Partnern außerhalb unseres Sprachraums und können diese darauf hinweisen, wie man vielleicht an einen Zuschuss kommt.

Es gibt weitere interessante Veröffentlichungen der Kommission in diesem Bereich, wie den Bericht vom 4.11.2002 über die Durchführung und Ergebnisse des Europäischen Jahres der Sprachen 2001 oder die Mitteilung über die Rolle der Universitäten im Europa des Wissens vom 5.2.2003 und weitere, wo auch die Sprachkompetenz immer wieder eine wichtige Rolle spielt, ich kann hier jetzt nicht weiter darauf eingehen.

Dass man, wenn man die Stellung der deutschen Sprache in Europa sichern und vielleicht sogar ausbauen will, insbesondere in der Breitenwirkung, zusätzliches Geld in die Hand nehmen muss, ist auch klar. Sich beklagen, dass Deutsch zurückgeht und gleichzeitig Gelder kürzen, passt nicht zusammen. Aber Zeiten knapper Kassen zwingen wenigstens, die Prioritäten anders zu setzen. Ich erwarte, dass die Goethe-Institute in den jetzigen Kandidatenstaaten, die im nächsten Jahr beitreten, sowie auf dem Balkan und im weiteren Osteuropa sich auf Sprachförderung konzentrieren. Ich habe wahrhaftig nichts gegen Kunstausstellungen, Opern- und Balletaufführungen. Aber die sollen dann eher in den USA, Japan oder sonstwo stattfinden, jedenfalls nicht dort, wo mir dann das Geld für Sprachprogramme fehlt. Und erzähle mir niemand dass seien alles verschiedene Töpfe und gegenseitig nicht deckungsfähige Haushaltsstellen. Ein Leiter eines Goethe-Instituts muss in den jetzigen und künftigen Mitgliedsländern der EU auch für eine Strategie der Bundesregierung eingebunden werden können, dass künftige EU-Bedienstete aus diesen Ländern vorrangig fachspezifischen deutschen Sprachunterricht bekommen, neben den für die Allgemeinheit zugänglichen Kursen. Ich sage mal etwas überspitzt: Hauptzweck dieser Institute ist nicht die Selbstverwirklichung der Leiter, politische Vorgaben wie im vorliegenden Fall, wo es darum geht, die Anzahl Deutschsprechender Bediensteter in den europäischen Institutionen zu erhöhen, müssen auch vor Ort umgesetzt werden.

Eine kostenintensive, aber sehr effektive Maßnahme auch zur Verstärkung der Bindung an Deutschland und damit im deutschen Interesse hat das Auswärtige Amt seit der politischen Wende in Europa praktiziert: Inzwischen sind Hunderte Jungdiplomaten und Diplomatenschüler aus Mittel- und Osteuropa in jeweils viermonatigen in deutscher Sprache und mit zusätzlichem Deutschunterricht stattfindenden Sonderkursen im diplomatischen Handwerkszeug ausgebildet worden. Diese Leute bleiben uns allergrößtenteils in den zwischenstaatlichen Beziehungen oder in der Kommission, wohin sich viele jetzt bewerben, als Ansprechpartner in deutscher Sprache erhalten. Die Österreicher haben übrigends ähnliche Kurse und Austauschprogramme angeboten.

Ein anderer wichtiger Bereich im Vorfeld sind unsere Universitäten, wo ich finde, dass zu wenige Sommer Universitäten stattfinden, wo man attraktive Programme mit begleitenden Sprachkursen anbieten könnte. Teilweise sind wir ja so weit, damit überhaupt noch jemand kommt, dass wir das auf englisch anbieten.

In der Breite können wir für interessierte Zuhörer und Zuseher Informationen auf Deutsch über D und Europa am besten über Rundfunk und Fernsehen verbreiten. Zum Deutsche Welle Fernsehen sage ich jetzt nichts, aber wenn ich im Auland informiert sein will, schaue oder höre ich mir den BBC World Service an. Wenn das mir schon so geht, wie erst Nichtdeutschen. Ich habe aber eine andere Initiative gemeinsam mit dem Deutschland Radio ergriffen. Anlässlich der Berliner Funkausstellung habe ich gemeinsam mit Ernst Elitz, dem Intendanten des Deutschland Radios, eine Pressekonferenz abgehalten und das Projekt vorgestellt, den Deutschlandfunk auf UKW, also terrestrisch, nicht über Kabel oder Satellitenschüssel, in den Hauptstädten der MOE-Staaten und später in allen Hauptstädten hörbar zu machen. In Berlin senden BBC und Radio France auf UKW, in Brüssel der DLF stundenweise über die Frequenz des deutschsprachigen Belgischen Rundfunks. 

Was will ich damit erreichen ? Dass die Entscheidungsträger, die Deutsch können, aber auch die vor Ort ansässige deutsche Wirtschaft und andere Interessierte Informationen aus D über D und Europa schon morgens beim Frühstück, im Autoradio oder im Büro mit normalen Radios empfangen können, so wie sie bisher meist nur die BBC empfangen. Ich finde, zur deutschen Interessenwahrung gerade zu europäischen Fragen macht es einen Unterschied, ob man als interessierter Ausländer nur die BBC oder auch eine andere Quelle hat, so sehr ich die BBC auch schätze.

Politisch ist zunächst die Frage, ob man diesen Informationskanal in dieser Form nutzen will. Wenn ja, dann muss man schauen, was rechtlich zu ändern ist. Bisher liegt der Auslandsauftrag zur Information bei der Deutschen Welle, einem Bundessender. Wer DW und DLF vergleicht weiß, dass der aktuelle Informationswert des DLF über D und EU ungleich höher ist. Das ist kein Vorwurf an die DW, aber der Infobedarf eines deutschen Auswanderers in Südamerika oder eines deutschen Farmers in Namibia ist ein anderer als der eines Regierungsbeamten in einer europäischen Hauptstadt, der sich über die deutschen Positionen in auch seine Regierung betreffenden Fragen auf dem laufenden halten muss. Innerhalb der EU muss kein Auslandsauftrag verwirklicht werden, sondern ein operativer Informationsauftrag im deutschen Interesse.

Wenn wir diese von uns unmittelbar beeinfluss- und regelbaren Bereiche im Vorfeld der EU-Institutionen befriedigend regeln, wäre schon viel getan und wir können uns den europäischen Institutionen selbst zuwenden.

Ich unterscheide im Hinblick auf die zu nutzende Sprache hierbei grundsätzlich zwischen der politischen Ebene und der Verwaltungsebene.

Der Ist-Zustand für Deutsch ist auf der politischen Ebene, d.h. bei Ministerratstagungen und im Europäischen Parlament, zunächst nicht unbefriedigend. Jeder Minister, jeder Abgeordnete kann in der jeweiligen Muttersprache sprechen, zuhören und lesen, d.h. die Dokumente sind grundsätzlich spätestens zum Ministerrat bzw. zur Plenarsitzung des EP in allen Sprachen vorhanden. Alle Vorschläge der Kommission sowie alle verabschiedeten Rechtsakte werden in allen Sprachen veröffentlicht, das geht auch gar nicht anders, es muss bei der Diskussion und der späteren Umsetzung bzw. Anwendung überall verstanden werden. Mitteilungen der Kommission werden in drei Sprachen zeitgleich veröffentlicht, in EN, FR und DE.

Wir wissen aber alle, dass in Kommission, Rat und Parlament die entscheidende Vorbereitungsarbeit vorher geleistet wird - in den Strukturen, und dass derjenige, dessen Sprache dort vorherrscht, Vorteile daraus zieht.

Schauen wir ins Parlament: Die Verwaltungsstrukturen selbst sind bei der internen Verwaltung schriftlich fast ausschließlich französisch organisiert. Die interne Kommunikationen, Akten, Vermerke, Statistiken, Personalakten bis hin zu Formularen für Bedienstete zwecks Reiseabrechnung finden ausschließlich auf französisch statt. Der gesamte EuGH arbeitet intern französisch. Wenn Sie das EP, die Kommission oder das Ratsgebäude betreten, sehen Sie fast ausschließlich französische Aufschriften und Anzeigen auf Hinweismonitoren, ganz selten englische, deutsche fehlen ganz. Die Ortskräfte in Straßburg sind alle Franzosen, obwohl auf der rechten Rheinseite viele sicherlich auch so einen 4-Tage-Job im Monat als Zubrot nehmen würde. Dass einige wenige noch Elsässerdeutsch können war sicher keine Einstellungsvoraussetzung.Sie werden auch nie auf Deutsch angesprochen. 

Es gibt in Brüssel Dutzende Ratsarbeitsgruppen, in denen nicht übersetzt wird, da wird inzwischen von 22-23 Delegationen englisch gesprochen, französisch nur vom Franzosen oder einem Wallonen oder manchem Luxemburger oder einem alten Italiener. Inzwischen sind sogar Italiener und Spanier bereit auf  „english only“ umzusteigen, weil dann sichergestellt ist, dass jeder alles versteht. Unsere französischen Freunde nehmen sich aber Privilegien heraus, die ich nicht für angebracht halte. Spätestens mit der Erweiterung hat Französisch in der EU nicht mehr Bedeutung als Deutsch. Die geringer werdende tatsächliche Bedeutung steht aber im Gegensatz zur Sprachpraxis. 

Auf dem Papier haben wir innerhalb der Kommission drei Arbeitssprachen, EN, FR und DE. In der Praxis fällt Deutsch weg, jedenfalls was den schriftlich festgehaltenen Teil der Verwaltung betrifft und ein alter preußischer Verwaltungsgrundsatz lautet: Es wird schriftlich regiert. Deutschsprachige Kommissionsbedienstete haben mir von perfiden Praktiken berichtet, wie ihnen der Gebrauch des Deutschen vermiest wird. Und dann gibt es besonders viele, die darstellen müssen, wie gut sie Französisch oder Englisch können, obwohl sie manchmal auch Deutsch sprechen könnten. Wenn ein deutschsprachiger Kommissionsbeamter in unserem Ausschuss Englisch oder Französisch spricht, frage ich ihn anschließend immer, ob er schon mal einen Franzosen oder Engländer Deutsch hat sprechen hören.

Was mache ich politisch daraus, worauf muss es mir als Deutschsprachigem ankommen, wenn ich meine Interessen optimal verwirklichen will ? Ich muss dafür sorgen, das sich in den europäischen Institutionen mehr Deutschsprachige und Deutschsprechende befinden. Mit denen als Ansprechpartner kann der von außen kommende Minister, Abgeordnete, die Wirtschaft, der Bürger immer Deutsch reden. Ich habe ja vorhin schon etwas gesagt, wie man gezielt bestimmte nichtdeutsche Muttersprachler in ihren Deutschkenntnissen fördert oder fördern könnte. Es müssen aber auch deutsche Beamte, die nach Brüssel gehen, nach ihrer Rückkehr belohnt werden, damit sie motiviert sind zu gehen. Ich glaube, es bringt demgegenüber wenig bis nichts, sich zu verkämpfen und auf dem Rechts-wege zu erzwingen, was die Verwaltungspraxis nicht hergibt: 
dass Deutsch den gleichen Stellenwert einnimmt wie Englisch und Französisch. Wir müssen uns in dem Zusammenhang immer klar machen, dass wir selbst als Deutsch- Englisch- und Französischsprachige Muttersprachler zusammen immer noch keine Mehrheit der 450 Mio EU-25 Einwohner wären, aber gleichzeitig für die vierten Sprachen den Diskriminierungsfaktor noch um eins erhöhen. Sollen wir von Griechen, Portugiesen, Slowaken und Letten verlangen, DE, FR und EN zu können und gleichzeitig auch noch fachlich hervorragend zu sein ? 

Im Innern einer Behörde mit 20 verschiedenen Muttersprachen sind drei Arbeitssprachen der Effektivität höchst abträglich. Zwei Sprachen, der de facto Zustand. ist eine offensichtliche Diskriminierung der größten Sprache. Entscheidend ist doch: Nach außen muss auch deutsch hörbar und sichtbar sein, durch die Mitarbeiter, durch die Veröffentlichungen, die gefälligst alle auf Deutsch zu erscheinen haben, auch beim Internetauftritt der Kommission, auch bei den Projektanträgen, die auf  Deutsch genauso bearbeitet werden müssen wie auf engl. und frz., und natürlich muss jeder Bürger, der an die Kommission schreibt, den Brief in der Sprache beantwortet bekommen, in der er geschrieben wurde. In welcher Sprache sich die Sachbearbeiter intern bei der Beantwortung unterhalten, ist dem Bürger relativ egal, solange die Antwort wieder auf Deutsch ist und er am Telefon eine deutsche Antwort bekommt. 

Benachteiligungen unsere Sprache kann man auch dadurch abbauen, dass man Privilegien anderer abschafft. Es kann auf Dauer nicht sein, dass der vielbeschworene dt.-frz. Motor der EU auf dem französischen Topf besser läuft als auf dem deutschen. Privilegien kann man im Innern der Verwaltung dadurch abbauen, dass englisch die alleinige interne Verwaltungsschriftsprache der europäischen Institutionen wird. Die Deutschen müssen faktisch immer zwei Fremdsprachen können, die Franzosen nur eine. Deswegen komme ich als um „gleiche Augenhöhe“ bemühter Pragmatiker im deutschen Interesse auf „english only“ im Innenbereich, um diese Benachteiligung gegenüber dem größten Partner strukturell auszugleichen. 

Daher habe ich gestern gegenüber Prof. Ammon heftig mit dem Kopf geschüttelt, als er meinte nach der besten Lösung DE,EN,FR als Arbeitssprachen würden wir als zweitbeste die Fünfervariante mit IT und ES propagieren. Nein – die zweitbeste ist gemäß offizieller Haltung der Bundesregierung: wenn nicht auch Deutsch, dann nur eine Sprache, nach Sachlage kann das nur Englisch sein. 

90-95% der Deutschen, die Tag für Tag aus Berlin und immer noch aus Bonn zu den Ratsarbeitsgruppen nach Brüssel pilgern, können besser Englisch als Französisch. Was liegt also näher, als dass wir im eigenen Interesse auch die Franzosen statt in ihrer Muttersprache parlieren, sich mit Englisch quälen zu lassen, so wie wir – gleiche Augenhöhe.

Auf diese Art und Weise werde ich auch viel mehr hoch qualifizierte Deutschsprachige in die Kommission bekommen. Es ist unerträglich, dass bisher unsere Besten oftmals daran scheitern, dass die EU-Strukturen einen Mangel an Französischkenntnissen konstatieren. Im Bereich Gesundheits- und Verbraucherschutz brauche ich z.B. hervorragende Diplomchemiker und wenn die gutes Fachenglisch neben Deutsch können, dann sollen die nicht an mangelndem Französisch scheitern. Dieses Problem hatten die Franzosen nie, da alle anderen ihre Sprache konnten, gaben und geben sie dort den (französischen ) Ton an und überspielen damit ihr oft schwaches Englisch. 

Hier schließt sich dann der Kreis: Ohne Französischverpflichtung mehr hoch qualifizierte Deutsche, die dann im Außenverhältnis wieder unser aller kompetente Ansprechpartner sind, die dafür sorgen, dass die Veröffentlichungen auf deutsch kommen, dass das Internet der Kommission auf deutsch gepflegt wird, dass Anfragen auf deutsch auch auf deutsch beantwortet werden, und Projektanträge, die auf deutsch gestellt werden, nicht liegenbleiben, etc. 
Und abgesehen von uns müssen in der EU-25 die Angehörigen von 18 der 20 Sprachen zwei Fremdsprachen können (und noch in der Sache gut sein). Meine Alternative für diese große Mehrheit ist, wohlgemerkt nur für die interne Kommunikation, dass Angehörige von 19 der 20 Sprachen in nur einer Fremdsprache kommunizieren, dadurch eine größere Auswahl von Fachleuten zur Verfügung steht und für den "Außenauftritt" in vielen Sprachen mehr Menschen zur Verfügung stehen.
 Manche Sprachwissenschaftler sehen ja im Englischen eine gewisse Bedrohung für andere Sprachen – mein Eindruck ist eher, weil wir Englisch sprechen, „beherrschen“ wir diese Sprache auch im ursprünglichen Sinne des Wortes, sie bedroht uns jedenfalls nicht innerhalb der europäischen Institutionen, sondern ist, wie dargestellt,  Katalysator für einen stärkeren deutschen Einfluss dort, einfach, weil sich mehr Deutsche bewerben würden.

Im übrigen: Dt.-frz. Absprachen zum Sprachregime haben sich bisher immer zugunsten Frankreichs einfach durch die Perpetuierung des ungleichgewichtigen status quo ausgewirkt. Intern wissen Sachkundige, dass der frz. Botschafter bei der EU verabredete dt.-frz. Weisungen zur Besserstellung der deutschen Sprache gelegentlich weisungswidrig nicht umsetzt. Das geht soweit, dass bestimmte Strukturen, ich kann sie nicht näher beschreiben, weil eine in deutschen Behörden unvorstellbare Intransparenz und organisierte Verantwortungslosigkeit in den europäischen Verwaltungen herrscht, dass also diese Strukturen bei der aktuellen Ausschreibung des EP für deutschsprachige Juristen diese mit der Ausschreibung des EuGH verbinden und dadurch als 1. Fremdsprache ausschließlich französisch verlangt wird. So nehmen diese Strukturen sogar auf die Auswahl der Deutschsprachigen auch im EP Einfluss, um ihrer Sprache künstlich einen Stellenwert zu zementieren, der ihr objektiv nicht mehr zukommt. 

Gerade weil Sprache beides ist: schlichte Kommunikation zwecks Verständigung einerseits und Tor für Macht und Einfluss andererseits müssen wir dort pragmatisch vorgehen. Mir nützt, wie dargestellt unterhalb der politischen Ebene keine Monstranz „Arbeitssprache Deutsch“, die uns vorgehalten wird, die aber faktisch nicht stattfindet. Mir nützen Deutschsprechende, nicht nur aus D, die für mich unmittelbar ansprechbar sind. 

In dem Zusammenhang habe ich einen weiteren Vorschlag für die Bundesregierung: Wenden Sie die Vorschriften des AA im Bereich Sprachförderung entsprechend auf KOM-Bedienstete nichtdeutscher Muttersprache an: Im AA erhält jeder, der neben engl. und frz. noch weitere Sprachen spricht, dafür eine Zulage. Hierzu muss man zur Fortsetzung der Zahlung alle zwei Jahre einen Test machen. Beim Bestehen schwierigerer Stufen erhöht sich die Zulage.

Bieten Sie also Fremdsprachigen KOM-Bediensteten Deutschkurse und Deutschtests an, bei dessen Bestehen sie eine Sprachzulage bekommen. Voraussetzung ist natürlich, dass sie dann bei Auskünften am Telefon und schriftlich nach außen die deutsche Sprache auch benutzen. Ich glaube, da würden viele Tausende mitmachen und damit unserer Sprache in den Institutionen mehr Gewicht verleihen. 

Dort, wo es um Einfluss und Macht geht, muss man taktisch auch mal andere Wege gehen, als vordergründig auf der eigenen internen Arbeitssprache zu bestehen, um letztlich mehr für sich, aber auch für alle anderen zu erreichen. Denn 22 der 25 würden davon profitieren, wenn sie als gemeinsame lingua franca nur englisch sprechen müssten.

Damit das klar ist: Die Briten müssten dafür auch bezahlen – zum einen mit einer sofortigen Abschaffung des britischen Beitragsrabattes, den Maggie Thatcher Anfang der 90er erpresst hatte. Ich halte es für unmoralisch, dass ab 2004 die Slowenen und Esten den britischen Rabatt mitfinanzieren. Und dann müssten Briten und Iren einen auszuhandelnden Abschlag in der Anzahl der Beschäftigten in den Institutionen akzeptieren, um so Einfluss zu verlieren, den sie über die Privilegierung ihrer Sprache gewinnen.

Seien wir uns aber bewusst, dass diese Debatten der übergroßen Mehrheit unserer Menschen ziemlich egal sind. 95% werden Zeit ihres Lebens nie unmittelbaren Kontakt mit einer europäischen Institution haben, also nie in die Verlegenheit kommen, sich sprachlich privilegiert oder zu diskriminiert fühlen. die verbleibenden 5% werden wiederum zum größten Teil nur virtuellen Kontakt aufnehmen, übers Internet. Da habe ich ja die Forderung auf umfassende Präsentation auf Deutsch festgehalten.

Fremdsprachenkenntnis, auch Mehrsprachigkeit, die ich jeder Besuchergruppe oder jeder Schulklasse immer wieder predige, wollen die Menschen für ihr eigenes Fortkommen nutzen, bei der heutigen Veranstaltung, wo es darumgeht, dass andere Deutsch lernen, müssen wir diesen Wunsch der anderen befriedigen, wollen wir wirklich die Breite der Bevölkerungen in den Ländern erreichen. Was in einigen Brüsseler Gebäuden gesprochen wird, interessiert diese Menschen nicht, solange nicht gerechtfertigte Privilegien abgestellt werden. Die von mir beschriebene Sprachpraxis für diese wenigen Örtlichkeiten berühren aber auch nicht das "Sprachlernverhalten" der Menschen. Vielsprachigkeit wird nicht aus Brüssel vorgegeben.
Ich fasse aber noch mal zusammen, wie ich mir den Stellenwert unserer Sprache in der EU in der Praxis vorstelle, idealer Weise flankiert von dem, was wir in Deutschland selbst dazu beitragen können:

1.
Auch künftig wird auf der politischen Ebene, also bei Europäischen Räten, Ministerräten, allen Parlamentssitzungen und den zugrundeliegenden Beschlussdokumenten ein Vollsprachenregime praktiziert.

2.
Auch künftig erhält jeder EU-Bürger, der sich schriftlich an eine EU-Institution wendet, eine Antwort in der EU-Sprache, in der er geschrieben hat.

3.
Mitteilungen der Kommission werden wie bisher auch in deutsch veröffentlicht. Darüber hinaus wird künftig der gesamte Internet-Auftritt der Kommission auch in der größten Sprache deutsch erstellt und gepflegt. Projektanträge an die Kommission können in der Praxis ohne Diskriminierung auf deutsch gestellt werden, weil die Kommission genügend Deutschsprechende in den Strukturen vorhält.

4.
Wenn aus pragmatischen Gründen in Sitzungen auf Verwaltungsebene nicht deutsch gesprochen werden kann, wird ausschließlich englisch gesprochen. Damit wird im Gegensatz zur bisherigen engl.-frz. Zweisprachenpraxis ein Diskriminierungstatbestand gegenüber der größten Sprache vermieden.

Und jetzt freue ich mich auf eine angeregte Diskussion

